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II. Textliche Festsetzungen        
 

1. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO) 

 
Sonstiges Sondergebiet - Großflächige Einzelhandelsbetriebe (Möbel- und Einrichtungshäuser) - 
 

1.1. Das in der Planzeichnung ausgewiesene Sonstige Sondergebiet wird mit der Zweckbestimmung 
– Großflächige Einzelhandelsbetriebe (Möbel- und Einrichtungshäuser) - festgesetzt. 
 

1.1.1. Im festgesetzten Sonstigen Sondergebiet sind Möbel- und Einrichtungshäuser mit einer zulässi-
gen Verkaufsfläche von insgesamt max. 35.000 m² zulässig. 
 
Folgende nicht zentrenrelevanten Sortimente sind zulässig: 
 

 Möbel (inkl. Garten und Campingmöbel) 

 Teppiche (ohne Teppichböden) 

 Leuchten/Lampen 

 Sonstige nicht zentrenrelevante Sortimente 
 
Dabei gelten für die nachfolgenden nicht zentrenrelevanten Sortimente folgende Obergrenzen: 
 

 Leuchten / Lampen    max. 1.300 m² 

 Teppiche (ohne Teppichböden)   max. 1.100 m² 

 Sonstige nicht zentrenrelevante Sortimente  max.    500 m² 
 
Auf insgesamt max. 3.200 m² der zulässigen Gesamtverkaufsfläche sind folgende zentrenrele-
vante Randsortimente zulässig: 
 

 Bettwaren (inkl. Matratzen) 

 Elektrokleingeräte 

 Glas / Porzellan / Keramik 

 Haus- / Bett- / Tischwäsche 

 Hausrat / Haushaltswaren 

 Heimtextilien (Gardinen, Dekostoffe, Sicht- /Sonnenschutz) 

 Wohneinrichtungsbedarf (ohne Möbel), Bilder / Poster / Bilderrahmen / Kunstgegenstände 

 Sonstige zentrenrelevante Sortimente (u.a. Papier / Büroartikel / Schreibwaren, Taschen, 
Elektrogroßgeräte) 

 
Dabei gelten für die nachfolgenden zentrenrelevanten Randsortimentspakete (Flächenpool) fol-
gende Obergrenzen: 
 

 Glas / Porzellan / Keramik, Hausrat / Haushaltswaren, 
Elektrokleingeräte, Wohneinrichtungsbedarf, 
Bilder / Poster / Bilderrahmen / Kunstgegenstände   max. 2.480 m2 

 Heimtextilien, Haus-, Bett- und Tischwäsche, 
Bettwaren (inkl. Matratzen)      max. 1.310 m2 

 Sonstige zentrenrelevante Sortimente 
(u.a. Papier / Büroartikel / Schreibwaren, 
Taschen, Elektrogroßgeräte)     max.      50 m2 

 
Die zuvor genannten zentrenrelevanten Randsortimentspakete (Flächenpool) dürfen die zuläs-
sige Verkaufsfläche für zentrenrelevante Sortimente von insgesamt max. 3.200 m² nicht über-
schreiten. Mit der Ausschöpfung eines Randsortimentes geht automatisch die Reduzierung der 
anderen Randsortimente einher (= Flächenpool). 
Hinweis: Die Addition der aufgeführten zentrenrelevanten Randsortimentspakete ergibt eine Verkaufsfläche von  
3.840 m². Es sind jedoch gemäß Festsetzung nur max. 3.200 m2 zulässig. 

 
Maßgeblich für die vorgenannten Sortimente ist das vom Rat der Stadt am 20.06.2022 beschlos-
sene Einzelhandelskonzept Oberhausen (Drucksache Nr. B/17/2098-01 samt Anlagen) und die 
dabei erfolgte Festlegung der Sortimente (Tabelle 17, Seite 134 des Gutachtens zum Einzelhan-
delskonzept und die Auslegungshilfe in der Anlage des Gutachtens). 
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1.1.2. Im festgesetzten Sonstigen Sondergebiet sind den Einzelhandelsbetrieben funktional zugeord-

nete gastronomische Einrichtungen, Neben-/Serviceeinrichtungen, wie Kundenservice, Kinder-
spielbereiche, Sozialräume, Technikräume, Lagerflächen und Büroräume zulässig. 
 

1.1.3. Im Rahmen der vorstehend festgesetzten Nutzungen sind gemäß § 12 Abs. 3a BauGB i. V. m.  
§ 9 Abs. 2 BauGB nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich die Vorhabenträ-
gerin im Durchführungsvertrag verpflichtet. 
 
 

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
Die in der Planzeichnung festgesetzte maximale Höhe der Oberkante des Gebäudes (OK) von 
60,5 m bezieht sich auf Normalhöhennull (NHN). Als oberster Bezugspunkt gilt der oberste Dach-
abschluss (Attika bei Flachdächern). 
 
Eine Überschreitung der festgesetzten Höhe der OK um max. 5,0 m durch Anlagen für erneuer-
bare Energien und andere technische Aufbauten, Lichthofaufbauten, Aufzugsüberfahrten, Lüf-
tungsanlagen, Brandwände und Treppenhäuser ist zulässig. 
 

(§ 9 Abs. 3 BauGB) 

 
 

3. Stellplätze und Nebenanlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

 

3.1. Im festgesetzten Sonstigen Sondergebiet sind oberirdische offene oder überdachte Stellplätze 

innerhalb der Flächen für Stellplätze und innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-

sig. 

(§ 12 Abs. 6 BauNVO) 

 

3.2. Die Errichtung von Löschwasserbevorratungs- / Sprinklertanks und einem Technikgebäude als 

Nebenanlagen ist auf den dafür festgesetzten Flächen zulässig. 

(§ 14 Abs. 1 und 2 BauNVO) 

 
 

4. Anpflanzung und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a) + 25 b) BauGB) 

 
4.1 Bäume auf Stellplatzflächen 

 

Bei der Errichtung von ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für jeweils sechs Stellplätze ein stand-
ortgerechter Laubbaum anzupflanzen, gemäß seinem natürlichen Wuchsbild zu pflegen und dau-
erhaft zu erhalten. Für die Anpflanzungen sind folgende Pflanzqualitäten zu verwenden: Hoch-
stamm, mindestens 3x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang 16-18 cm. Zum Schutz der Bäume 
ist pro Baum eine mind. 1,5 m breite, mind. 6,0 m² große Baumscheibe mit einem Volumen an 
durchwurzelbarem Boden von mind. 12,0 m³ anzulegen. Die Baumscheiben sind mit bodende-
ckenden Kleingehölzen, Stauden oder einer Raseneinsaat als Schutz vor Oberflächenverdich-
tung zu bepflanzen. Eine Artenliste für die Erstbepflanzung wird Bestandteil des Durchführungs-
vertrages. Ausfälle sind mindestens gleichwertig auf dem Grundstück zu ersetzen. Die Baumar-
ten für Nachpflanzungen sind mit dem Fachbereich Ökologische Planung der Stadt Oberhausen 
abzustimmen. 
 

4.2 Dachbegrünung 
 

Die Dachflächen der Möbel- und Einrichtungshäuser sind zu mind. 60 % extensiv mit standortty-
pischer Gras- und Staudenvegetation (z.B. mit Moos-Sedum-, Sedum-Moos-Kraut – oder Sedum-
Gras-Kraut-Begrünungen) zu begrünen. Die Mindeststärke der Drain-, Filter- und Vegetations-
schicht beträgt 10 cm. Die Qualitätskriterien der FLL-Dachbegrünungsrichtlinie sind bei der Rea-
lisierung der festgesetzten Dachbegrünung einzuhalten. Die Begrünung ist fachgerecht zu pfle-
gen, dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall zu ersetzen. Eine Kombination mit aufgeständerten 
Photovoltaik- oder Solaranlagen ist zulässig. 
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4.3 Erhalt von Bäumen innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche 

 
Die innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen durch zeichnerische Festsetzung markierten 
Bäume sind gemäß ihrem natürlichen Wuchsbild zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Ausfälle 
sind am gleichen Standort, bei Straßenausbaumaßnahmen auch in räumlicher Nähe, zu erset-
zen. Die Baumscheiben sind mit bodendeckenden Kleingehölzen, Stauden oder einer Rasenein-
saat flächig zu begrünen. 
 
 

5. Gestalterische Maßnahmen / Örtliche Bauvorschriften 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 Abs. 1 und 2 BauO NRW) 

 
5.1 In dem festgesetzten Sonstigen Sondergebiet sind ausschließlich Flachdächer zulässig. 

 
5.2 Im Plangebiet ist entsprechend der Planzeichnung die Errichtung einer Werbeskulptur (Stuhl-

kunstwerk) mit einer maximalen Höhe von bis zu 60,5 m ü. NHN zulässig. Die in der Planzeich-
nung festgesetzte Werbeanlage (Werbeskulptur) ist um bis zu 5 m verschiebbar. 
 

5.3 Im Plangebiet sind bis zu max. 20 Fahnen entsprechend der Planzeichnung (Linien für Fahnen-
standorte) mit einer maximalen Höhe von bis zu 46,5 m ü. NHN zulässig. 
 
 

III. Kennzeichnungen 
 

1. Bergbau (gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB) 
 

Der gesamte räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gehört zu 
den Gebieten, unter denen der Bergbau umging und zum Anpassungsbereich gemäß § 110 Bun-
desberggesetz vom 13.08.1980, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14.06.2021 
(BGBl. I S. 1760). Bei einer Bebauung des Gebietes sind möglicherweise besondere Sicherungs-
maßnahmen erforderlich. Bauherr*innen werden gebeten Kontakt mit den zuständigen Berg-
werkseigentümer*innen aufzunehmen. 

 
2. Altlasten (gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB) 

 

Der gesamte Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist als Fläche, deren 
Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, gekennzeichnet. 
 
Zur Vorsorge gegen schädliche Einwirkungen aus Bodenbelastungen sind im Bereich unversie-
gelter und unbefestigter Grundstücksflächen, insbesondere der Vegetationsflächen um das Mö-
belhaus und um die Stellplatzflächen in einer Mindeststärke von 0,35 m Überdeckungen mit aus-
schließlich natürlichen Böden, die die Vorsorgeanforderungen der Bundes-Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung erfüllen, aufzubringen und dauerhaft zu erhalten. 
 
Ausnahmen können in Abstimmung mit der Stadt Oberhausen, Untere Bodenschutzbehörde, zu-
gelassen werden, soweit durch einen anerkannten Sachverständigen nachgewiesen wird, dass 
abweichende Maßnahmen als die oben beschriebenen gleichwertig sind. 
 
Erläuterung: 
 

Das Gelände des ehemaligen Stahlwerkes Oberhausen ist von über 130 Jahren intensiver in-
dustrieller Nutzung geprägt. Sowohl die zahlreichen Produktionsanlagen als auch die flächende-
ckenden Anschüttungen überwiegend industrieller Reststoffe haben einen typischen Altstandort 
der Schwerindustrie hinterlassen, der Schadstoffbelastungen mit Schwermetallen und organi-
schen Parametern aufweist. Die Bodenbelastungen sind bei den geplanten Bautätigkeiten zu be-
rücksichtigen. Eine Baugrunduntersuchung ist für Baumaßnahmen obligatorisch. Im Übrigen 
siehe auch Hinweis Nr. 4. 
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IV. Hinweise 
 

1. Bodendenkmalpflege 
 

Gemäß § 16 Denkmalschutzgesetz NRW ist beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und 
Befunde die Stadt Oberhausen als Untere Denkmalbehörde oder das LVR-Amt für Bodendenk-
malpflege im Rheinland, Augustusring 3, 46509 Xanten, Telefon 02801/776290 unverzüglich zu 
informieren. Bodendenkmal und Entdeckungsstätte sind zunächst unverändert zu erhalten. 
 

2. Niederschlagswasser 
 
Für die Einleitung von Niederschlagswasser über den Regenwasserkanal in den Läppkes-Müh-
lenbach gilt eine Begrenzung von 10 Liter pro Sekunde pro Hektar erschlossene Fläche. 
 
Das in den umliegenden Straßenverkehrsflächen des Plangebietes vorhandene Kanalnetz für 
Niederschlagswasser ist entsprechend dimensioniert. Daraus resultiert, dass je 1.000 m² an die 
Straßenverkehrsfläche angrenzender Grundfläche maximal 1 Liter Niederschlagswasser pro Se-
kunde an das Kanalnetz abgegeben werden können. Für darüberhinausgehende gesammelte 
Niederschlagsmengen muss eine Rückhaltung betrieben werden, um eine Überlastung des Re-
genwassersystems zu vermeiden. Zusätzlich zur Rückhaltung sind, in Abhängigkeit von der Was-
serqualität, Regenwasserbehandlungen vor der Einleitung in den Regenwasserkanal vorzuse-
hen. 
 
Bei der Planung der Niederschlagswasserrückhaltung empfiehlt es sich, frühzeitig Kontakt mit 
dem Fachbereich Gewässerschutz der Stadt Oberhausen bzw. mit dem für Stadtentwässerung 
zuständigen Wirtschaftsbetrieb der Stadt Oberhausen (Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH) 
aufzunehmen. 
 

3. Grundwasser 
 

Eine Grundwassernutzung ist im gesamten Untersuchungsgebiet nur nach Zustimmung durch 
die Untere Wasserbehörde der Stadt Oberhausen zulässig. Auf jeden Fall ist jedoch die Eignung 
des Grundwassers für den jeweiligen Verwendungszweck nachzuweisen. 
 

4. Boden und Altlasten / Fachgutachterliche Überwachung 
 

Aufgrund der Altlablagerungssituation im gesamten Plangebiet sind sämtliche Erdarbeiten im 
Zuge von Rück- und Neubaumaßnahmen fachgutachterlich überwachen zu lassen. Aufgrund 
möglicher unterirdischer Bauwerksreste und der teilweise mehrere Meter mächtigen künstlichen 
Anschüttungen wird eine Überprüfung der Baugrundqualität und ggf. Maßnahmen zur Bau-
grundertüchtigung vor Errichtung von Bauwerken empfohlen. Im Einzelfall können Auskoffe-
rungsmaßnahmen von lokalen Belastungen erforderlich sein. 

 
5. Außenbeleuchtung 

 

Bei der Wahl der Leuchtmittel sind insektenfreundliche Leuchtmittel (warmweiße Leuchtmittel; 
bestenfalls < 3000 K) zu verwenden, sofern Belange der Verkehrssicherheit oder technische Re-
geln für Arbeitsstätten nicht entgegenstehen. 
 
Damit keine Insekten eindringen, sind vollständig abgeschlossene Lampengehäuse zu verwen-
den. 

 
6. Kampfmittelfunde 

 

Sollte bei Veränderungen der Erdoberfläche der Verdacht auf Kampfmittelfunde aufkommen, sind 
die vorgesehenen Bauvorhaben mit besonderer Vorsicht weiterzuführen, da das Vorhandensein 
von Kampfmitteln nie völlig auszuschließen ist. Weist der Erdaushub auf außergewöhnliche Ver-
färbungen hin oder werden verdächtige Gegenstände festgestellt, sind die Arbeiten sofort einzu-
stellen und der Staatliche Kampfmittelbeseitigungsdienst über die Feuerwehr bzw. die Polizei zu 
verständigen. 
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7. Flächen für Artenschutz (CEF-Maßnahme) und Ausgleichsmaßnahmen 
 

7.1 CEF-Maßnahmen für den Artenschutz  
 

Auf einer Fläche von 5.475 m² Fläche sind in der Gemarkung Oberhausen-Borbeck, Flur 3, 
Flurstücke Nr. 160 und 225 (beide tlw.) (siehe Karte "Flächen für Artenschutz (CEF-Maßnahme) 
und Ausgleich", rote Schraffur) Habitate für die Kreuzkröte entsprechend der 
Maßnahmenbeschreibung im Artenschutzbeitrag zum VBB Nr. 28 (Büro LökPlan, März 2023, 
Anlage 5 der Begründung) herzurichten und dauerhaft zu pflegen. 
 
Folgende CEF-Maßnahmen für den Artenschutz sind vorgesehen: 
 

- Offenhalten von Rohbodenflächen auf Teilflächen; 

- Schottermaterial auf Teilflächen der Ausgleichsfläche verlagern zwecks Verbesserung der 
Habitatanforderungen für die Kreuzkröte; 

- Anlage von 2 Kleingewässern (Größe 300 und 150 qm) mit flachen Uferzonen und Tiefen von 
50 – 60 cm und Anlage von Versteckmöglichkeiten im Gewässer und im Uferbereich 

- Einzäunung der beiden Kleingewässer; 

- Errichtung von Versteckmöglichkeiten (Haufwerke aus Holz, Sand und Steinen); 

- Einrichtung eines Wanderkorridors entlang der Bahnstrecke. Durch die Anlage eines 
Schotterrasens die Fläche langfristig offenhalten. 

 
7.2 Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 1a (3) BauGB 

 

Auf insgesamt 10.605 m² Fläche in der Gemarkung Oberhausen-Borbeck, Flur 3, Flurstücke Nr. 
160 und 225 (beide tlw.) und 224 sind Grünflächen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten (siehe 
Karte "Flächen für Artenschutz (CEF-Maßnahme) und Ausgleich", grüne und rote Schraffur). 
 
Folgende Ausgleichsmaßnahmen sind vorgesehen: 
 

- Offenhalten von Rohbodenflächen auf Teilflächen; 

- Anlage magerer Wiesenstandorte und anschließende regelmäßige Mahd; 

- Anlage weniger (Hoch-)Staudenflächen, deren Pflanzenauswahl die trockenen und mageren 
Standorte berücksichtigt; 

- Anlage weniger Gehölzstrukturen in Randlage; 

- Ausstattung mit niedrigen Trockenmauern, Schotter –und Sandflächen sowie Blänken in 
denen sich temporär Regenwasser sammeln kann. 
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